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D ie wirtschaftlichen Sorgen
nehmen überall zu. Für Men-
schen in ärmeren Ländern

geht es angesichts davonstürmen-
der Lebensmittelpreise oft ums nack-
te Überleben.Wohlhabenden Regio-
nen droht eine Rezession, weilWaren
nicht lieferbar sind und anziehende
Zinsen viele Vorhaben verteuern.
In einer so schwierigen Situation
könnte Planungssicherheit helfen.
Doch der wichtigste Bestandteil der
Wirtschaftsleistung in den Industrie-
ländern ist der private Verbrauch. Und
der präsentiert sich derzeit unbere-
chenbar. Da hilft es wenig, dass Haus-
halte regelmäßig nach ihrer Konsum-
stimmung gefragt werden. Danach zu
urteilen, dürfte fast nichts mehr ge-
hen. Die Stimmung ist so schlecht wie
in der ersten Phase der Pandemie vor

gut zwei Jahren, teils noch schlechter.
Doch die Fakten sprechen eine ande-
re Sprache: Der Handel meldet wei-
ter gute Umsätze, Restaurant- und
Konzertbesuche verzeichnen neue
Höchststände, die Hersteller von Kon-
sumgütern können gar nicht alles lie-
fern, was nachgefragt wird. Ein we-
sentlicher Grund für die ungewöhn-
liche Situation dürfte bei den hohen
Ersparnissen liegen, die sich deutlich
über dem langfristigen Trend bewe-
gen. Sie sind entstanden durch üppi-
ge Lohnersatzleistungen während der
Pandemie, vor allem in den USA, und
durch die Schließung vieler Freizeit-
angebote – da fehlte schlicht die Mög-
lichkeit, das Geld auszugeben. Das
wird jetzt nachgeholt, schlechte Stim-
mung hin oder her. Denn die Beschäf-
tigungssituation bleibt günstig.

Anleger profitieren davonmit Aktien
bekannter Markennamen, am bes-
ten von Anbietern für den täglichen
Bedarf: Lebensmittel und Geträn-
ke, Haushaltswaren und Reinigungs-
mittel. Solche Firmen können höhe-
re Preise durchsetzen, auf ihre Artikel
kannman kaum verzichten, sie liefern
in viele verschiedene Länder, sodass
regionale Entwicklungen weniger ins
Gewicht fallen, und sie zahlen meist
stabile Dividenden. Solche Aktien
sind oft zu teuer, doch auch sie bieten
nach der jüngsten Korrektur Rabatte
für Schnäppchenjäger.

Unser Autor leitet die Vermögensabtei-
lung von HSBC Deutschland in Düsseldorf.
Er wechselt sich hier mit den beidenWirt-
schaftsprofessoren Ulrike Neyer und Justus
Haucap ab.

GELD UND LEBEN

Die Stimmung ist mies,
aber die Fakten sprechen
eine andere Sprache.

Unberechenbare
Verbraucher

KARSTEN
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VON VITUS STUDEMUND

N
ichts ist einfach an die-
sem Fall“, antwortet John-
ny Depp auf die Bitte der
gegnerischen Anwälte, eine

Frage einfach mit Ja oder Nein zu be-
antworten. Depp runzelt die Stirn,
schmunzelt, dazu noch etwas Hinter-
grundmusik – schon landet der schlag-
fertige Spruch des Hollywoodstars aus
dem Kreuzverhör als Clip im Internet.
Und dieNetzgemein-
deergreift Partei:„Jus-
tice for Johnny“, heißt
es bald.
Depp hat recht:

Nichts ist einfach an
einemFall, der schnell
als „Rosenkrieg“ und
„Schlammschlacht“
bezeichnet wurde,
weil die Verteidiger immer neue, teils
absurde, teils unappetitliche Details
präsentierten. Nun ist auch das Urteil
gesprochen in der Sache Amber Heard
gegen Johnny Depp: Die Geschwore-
nen des Gerichts im Bezirks Fairfax im
US-BundesstaatVirginia, vordenToren
derBundeshauptstadtWashington, ha-
ben Heards Schilderungen von Miss-
brauchkeinenGlaubengeschenkt.We-
genVerleumdungmuss sie Deppmehr
als zehn Millionen Dollar Schadener-
satz zahlen. Ein schwacherTrost für sie:
Depp schuldet ihr seinerseits nachEnt-
scheidungder Jury zweiMillionenDol-
lar für Aussagen seines Ex-Anwalts, die
Heards Ruf geschädigt hätten.
Die Eheberaterin des geschiedenen

Paares sprach auf dem Zeugenstuhl
von „gegenseitigem Missbrauch“, an-
dere Experten suchten nach dem „pri-
mären Aggressor“ in der Beziehung.
Im Netz aber hatte man sich schon
lange vor der Urteilsverkündung seine
Meinung gebildet. In Sketchen, Live-
streams undMemes wurde Amber He-
ard als Lügnerin dargestellt. Rückhalt
für sie gab es kaum – ganz anders als
in vielen Prozessen kurz nach Beginn
der „Me Too“-Bewegung, die sexuel-

le Gewalt weltweit zum Thema mach-
te. Zwei Filmstars standen vor Gericht,
aber nur einem wurde vorgeworfen zu
schauspielern.VomSlogan„DenBetrof-
fenenzuhören“warnichtmehr viel üb-
rig – wobei in diesem Fall unklar blieb,
wer überhaupt der oder die Betroffene,
oder besser: das Opfer ist.
Ab 2014 waren die beiden Filmstars

ein Paar, 15 Monate lang sogar verhei-
ratet. 2016 reichte Amber Heard die
Scheidung ein und erwirkte eine einst-

weiligeVerfügung ge-
gen ihren damali-
gen Noch-Ehemann.
Die Begründung: der
„verbale und körper-
liche Missbrauch“
durch ihn. Die zu-
ständigen Behörden
erhoben keine An-
klage. 2018 schrieb

Heard einen Gastbeitrag für die „Wa-
shingtonPost“, in demsie sich als„Per-
son des öffentlichen Lebens“ bezeich-
nete, „die für häusliche Gewalt steht“.
DeppsNamennannte sienicht. Er sagt,
dass er trotzdem viele Rollen verloren
habe. Der Artikel ist der Grund für den
Verleumdungsprozess, in dem der Star
aus „Fluch der Karibik“ im Gegenzug
schwereVorwürfe gegenHeard erhob –
unddieÖffentlichkeit hinter sichhatte.
Dabei ist Johnny Depp wahrschein-

lich nicht unschuldig. So hatte der
Oberste Gerichtshof von England und
Wales im vergangenen Jahr geurteilt.
Zwölfmal habe der Schauspieler seine
Ex-Frau nach „Abwägung aller Wahr-
scheinlichkeiten“ geschlagen, getre-
ten, gewürgt oder beworfen. Der Film-
star hatte in dem Zivilprozess gegen
eine britische Boulevardzeitung ge-
klagt, die ihn als Frauenschläger be-
zeichnet hatte und anschließend recht
bekam. DasMedienunternehmenDis-
ney beendete die Zusammenarbeitmit
Depp, doch in sozialenMedien scheint
das Urteil wie vergessen.
Der US-Prozess war der zweite An-

lauf, in dem Depp und sein Team von
Anwältendiesmal ihrengrößtenTrumpf

ausspielen konnten: ihren Rückhalt in
der Öffentlichkeit. Im Bundesstaat Vir-
ginia kannder Richter Livestreams von
Verhandlungenerlauben, unddieKlage
wird vorhernicht geprüft.Deppund sei-
nen Verteidigern gab das die Möglich-
keit, ihrenAnschuldigungen gegen sei-
ne Ex-Frau riesige Aufmerksamkeit zu
verschaffen.
Damit begann auch das große Spek-

takel: ein Boulevard-Journalist, der
Heards Verteidiger frech konterte,
oder ihr Anwalt, der versehentlich Ein-
spruchgegendie eigeneFrage einlegte.
Aus dem Gerichtssaal machte das eine
Filmkulisse –mitmehrBarbara Salesch
als FerdinandvonSchirach.Tiktok-Nut-
zer verspotteten die Mimik von Amber
Heard, machten sich über ihre Outfits
lustig oder parodierten, wie sie von ih-
ren mutmaßlichen Missbrauchserfah-
rungenerzählte. Ernsthaft umdasThe-
maderhäuslichenGewalt ging es kaum
noch.
Der Streit zwischenHeard undDepp

ist ein ungewöhnlicher „Me Too“-Fall,
weil sich beide Seiten als Opfer sehen.
Das macht es einfacher, sich eine Sei-
te zum Anfeuern auszusuchen. Dass
die Unterstützung aber ausgerechnet
für Depp so groß ist, liegt an der Ober-
flächlichkeit, mit der Missbrauchsan-
schuldigungen in den sozialenMedien
verhandeltwerden.Nämlich imModus
der Empörung. Und mit Gier nach der
nächstenWendung, die spannender ist
als die juristischenDetails.Das zerstört
viel vondem,was„MeToo“ erreichthat:
DennwennprominenteOpfer vonmut-
maßlicher häuslicher Gewalt zu Inter-
net-Memeswerden, schreckt das ande-
re Betroffene ab, selbst laut zu werden.
„MeToo“wendet sichdeswegennicht

nur gegen Täter, sondern auch gegen
eine Haltung, die in Missbrauchsfällen
Sensation und Unterhaltung sieht. Es
braucht Interesse anernsthafterAufklä-
rung solcher Fälle undAufmerksamkeit
für dieBetroffenen.Denndas Spektakel
um diesen Prozess hat gezeigt, dass es
auch an der Haltung eines weltweiten
Publikums liegt, ob„MeToo“ scheitert.

Ein zerstörerischer Prozess

ANALYSE Der Gerichtsstreit des früheren Hollywood-Paars Amber Heard und Johnny Depp hat im Internet große
Aufmerksamkeit bekommen. Der „Me Too“-Bewegung und dem Kampf gegen sexuelle Gewalt hat er geschadet.

„MeToo“wendet sich
auch gegeneine

Publikumshaltung, die
inMissbrauchsfällen
Sensation und

Unterhaltung sieht

VerfahrenDas Urteil der Jury,
fünf Männer und zwei Frauen, fiel
nach dreitägigen Beratungen. Im
Kern der von Depp eingereichten Zi-
vilklage ging es um den 2018 von
der „Washington Post“ veröffent-
lichten Kommentar, in dem sich Am-
ber Heard als Opfer häuslicher Ge-
walt beschrieb. Depp klagte deshalb
wegen Verleumdung auf 50Millio-
nen Dollar Schadenersatz. Heard hol-
te zur Gegenklagemit einer 100-Milli-
onen-Dollar-Forderung aus.

GegenstandDie Urteilsfindung
drehte sich um komplizierte Rechts-
fragen wie Redefreiheit, Vorsatz und
Rufschädigung – aber ebenso stan-
den die Glaubwürdigkeit der Hol-
lywoodstars und die gegenseitigen
Missbrauchsvorwürfe auf dem Prüf-
stand. Wochenlang brachten die An-
wälte Anschuldigungen von sexuel-
lemMissbrauch, körperlicher Gewalt,
Lügen und Drogenexzessen vor, un-
terlegt von schockierenden Handyvi-
deos, Tonaufzeichnungenmit derben
Beschimpfungen und Fotos mit Blut-
ergüssen.

ReaktionHeard will gegen ihren
Schuldspruch Berufung einlegen. Das
kündigte ihre Anwältin Elaine Brede-
hoft am Donnerstag bei CBS an. (dpa)

Es ging insgesamt
um 150MillionenDollar

INFO

Johnny Depp und Amber Heard im
Gerichtssaal in Virginia. FOTO: AP

Der Bund muss
Rahmen setzen
VON HAGEN STRAUSS

N
och liegenMinisterpräsidentenundKanz-
ler bei der Bewertung wichtiger Themen
zumindest grundsätzlichnahbeieinander.
Dasbetrifft vor allemdieFolgendesUkrai-

ne-Krieges.Die Länderwollen jetzt abermehrEntlas-
tungen, das haben sie amDonnerstag bei der Minis-
terpräsidentenkonferenzdeutlich gemacht. Allerdings
nicht, was genau und wie das finanziert werden soll.
Da sollten sie schon konkreterwerden angesichts der
prekären Lage, in der sich viele Menschen durch In-
flation, steigendeLebensmittelpreiseundhoheEner-
giekosten jetzt befinden.
Mindestens genauso dringlich ist die Corona-Vor-
sorge.DieGefahr erkannthabenBundundLänder im-
merhin. Aber auch durch die Riege der Länderchefs
ziehen sich nachwie vor unterschiedliche Linien – es
gibt die, die glauben, die Pandemie sei weitgehend
vorbei und dass mehr Eigenverantwortung auch für
den kommenden Herbst reichen wird. Dann sind da
jene, die besorgt sind angesichts der neuen Corona-
Wellen, die etwaeinLandwiePortugal durchdieneue
Omikron-Subvariante geradeerlebt.Was alle aber eint,
ist derWunschnach rechtlicherKlarheit.DieGesund-
heitsminister der Länder haben bereits deutlich ge-
macht,waswieder notwendig sein könnte imHerbst:
eine Rückkehr zur Maskenpflicht in Innenräumen,
auch neue Zugangsbeschränkungen.
Die Länder haben somit recht, wenn sie darauf ver-
weisen, dass der Bund jetzt die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für all das zügig setzenmuss. Er war es
schließlich auch, der mit der letzten Neufassung des
InfektionsschutzgesetzesdenLändernvieleMöglich-
keiten imCorona-Kampf genommenhat.Daswissen
Bundeskanzler Olaf Scholz und sein Gesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach genau. Aber auch nach dieser
Ministerpräsidentenkonferenz bleibt offen, ob es die
FDP ebenso weiß.

Die Sorgen
der Vermieter
VON GEORG WINTERS

D
ieDiskussionumdieMietenhat durchdie
enorme Preissteigerung neuen Schub be-
kommen. Schon jetzt stöhnen die Men-
schenbeidemGedankenandieNebenkos-

tenabrechnung, die imkommenden Jahrdroht –dann
nämlich wird die aktuell immense Inflation auch bei
denWohnkosten deutlich sichtbar werden. Dass Rolf
Buch, Chef des größten deutschen Wohnungskon-
zerns Vonovia, ausgerechnet jetzt von der Notwen-
digkeit der Mieterhöhungen spricht, ohne die vielen
Vermietern das Aus drohen würde, ist in diesemMo-
ment das falsche Signal.
Kein Zweifel: Ein Vorstandschef muss versuchen,
Einnahmen zu erhöhen und Gewinne zu steigern.
Dazu ist er denAktionäreneinesbörsennotiertenUn-
ternehmens gegenüber verpflichtet. Aber Rolf Buch
schadet dem Image des Konzerns, das durch diver-
seDiskussionenumangeblich falscheAbrechnungen
undmangelnde Instandhaltung gelitten hat.
Vonovia gehört bestimmt nicht zu denVermietern,
die unter dem hohen Kostendruck zusammenbre-
chen würden. Buch, Chef eines Konzerns mit einem
Milliardengewinn, hätte sich also gar nicht so weit
aus dem Fenster lehnen und für weniger erfolgrei-
che Branchenvertreter eine Lanze brechen müssen.
Er setzt sich dem Verdacht aus, über die Interessen-
vertretung der kleinen Vermieter die eigene Rendite
pushen zu wollen. Auch wenn er in der Sache natür-
lich rechthatmit derThese, dass esVermieter gibt, die
vor allemdurch hohe Energiekosten selbst inNot ge-
raten könnten. Denn sie müssen manches jetzt zah-
len, bekommen von den Mietern das Geld aber erst
im kommenden Jahr.
Was Buchnicht sagt: Die Inflation treibt dieVermö-
genssachwerteunddamit auchdenWert desVonovia-
Wohnungsbestandes. Auchdas erhöhtdasVermögen
der Aktionäre. Auch ein Teil derWahrheit.
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